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und lm gesellschaftlichen Zusammen-

- zur Entwicklung der schöpf erisdien 
Kräfte des Menschen und der gesell­
schaftlichen Verhältnisse.

<>
Verpflichtung 

zur Wahrung verfassungsmäßiger Grund­
rechte der Bürger

Das Gericht, der Staatsanwalt und die 
Untersuchungsorgane haben die Grund­
rechte und die Würde der Bürger zu ach­
ten und das Recht des Beschuldigten oder 
des Angeklagten auf Verteidigung zu 
gewährleisten. Jeder Richter, jeder Staats­
anwalt und jeder Mitarbeiter eines Unter­
suchungsorgans ist im Rahmen seiner Ver­
antwortung verpflichtet, die gesetzlichen 
Voraussetzungen der im Strafverfahren 
erforderlich werdenden Beschränkungen 
der Freiheit, des Eigentums, der Unver­
letzlichkeit der Wohnung und anderer 
Räumlichkeiten sowie des Post- und Fern­
meldegeheimnisses und ihre Notwendig­
keit für die Durchführung des Strafver­
fahrens Jederzeit zu prüfen.

t«
Unmittelbare Mitwirkung 

der Bürger am Strafverfahren

(1) Die Bürger nehmen in Verwirk­
lichung ihres grundlegenden Rechts auf 
Mitgestaltung aller staatlichen und gesell­
schaftlichen Angelegenheiten aktiv und 
unmittelbar an der Durchführung des 
Strafverfahrens teil. Die Mitwirkung der 
Bürger dient der allseitigen und unvorein­
genommenen Aufklärung der Straftaten, 
ihrer Ursachen und Bedingungen und der 
Persönlichkeit des Beschuldigten und des 
Angeklagten zur Feststellung der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit und seiner 
weiteren Erziehung, der Mobilisierung der 
Bevölkerung zur Verhütung weiterer Straf­
taten und trägt dazu bei, das sozialistische 
Staats- und Rechtsbewußtsein zu ent­
wickeln.

(2) Die Bürger wirken Insbesondere als 
Schöffen, Vertreter der Kollektive, gesell­
schaftliche Ankläger und gesellschaftliche 
Verteidiger und durch Übernahme von

Bürgschaften unmittelbar am Strafverfah-

(3) Das Gericht, der Staatsanwalt und 
die Untersuchungsorgane haben die unmit­
telbare Mitwirkung der Bürger am Straf­
verfahren zu gewährleisten.

Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz

(1) Im Strafverfahren ist die Gleichheit 
aller Bürger vor dem Gesetz zu gewähr­
leisten. Niemand darf wegen seiner Natio­
nalität, seiner Rasse, seines Glaubensbe­
kenntnisses, seiner Weltanschauung oder 
wegen seiner Zugehörigkeit zu einer Klasse 
oder sozialen Schicht strafrechtlich verfolgt 
oder benachteiligt werden. Für Jeden Bür­
ger gelten die Vorschriften dieses Gesetzes 
gleichermaßen und unabhängig von der 
erhobenen Beschuldigung.

(2) Die Gleichheit der Bürger vor dem 
Gesetz erfordert die allseitige Aufklärung 
der Straftat unter Berücksichtigung der 
Unterschiede in der Entwicklung des Be­
schuldigten oder des Angeklagten als Vor­
aussetzung für die einheitliche und ge­
rechte Anwendung des Strafrechts.

Sü
Unantastbarkeit der Person

(1) Kein Bürger darf unbegründet einer 
Straftat beschuldigt oder außer unter den 
gesetzlich bestimmten Voraussetzungen in 
seiner persönlichen Freiheit beschränkt 
werden.

(2) Niemand darf als einer Straftat 
schuldig behandelt werden, bevor seine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit nachge­
wiesen und in einer rechtskräftigen Ent­
scheidung festgestellt ist. Im Zweifel ist 
zugunsten des Beschuldigten oder des 
Angeklagten zu entscheiden.

(3) Eine Verhaftung darf nur auf der 
Grundlage eines richterlichen Haftbefehls 
(§122) erfolgen.

»1
Unverletzlichkeit des Eigentums, 

der Wohnung 
und des Post­

il) Die Unverletzlichkeit des Eigentums 
und der Wohnung der Bürger sowie des


